
 

 

Vereinssatzung Begegnungszentrum Roßwein e.V. 
 

Wegen der Lesbarkeit werden hier und weiter maskuline Nomen im geschlechtsneutralen, gen-
derübergreifenden Sinne verwendet. 

 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 
(1) Der Verein führt den Namen „Begegnungszentrum Roßwein“. Er soll in das Vereinsregis-

ter eingetragen werden und führt dann den Zusatz "e.V.". 
 
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Roßwein. 

Der Verein wurde am 02.07.2022 gegründet. 
 
(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 
§ 2 Zweck des Vereins 
 
(1) Der Zweck des Vereins ist der Erwerb und die Ertüchtigung der Gebäude auf dem Grund-
 stück Jahnstraße 5 in 04741 Roßwein zu einem Tagungs- und Begegnungszentrum und 
 die damit verbundene 
 
-  Förderung von Kunst, Kultur Begegnung, Bildung und Austausch, 
-  die Förderung von integrativen, intergenerativem und interkulturellem Miteinander, 
-  die Förderung und Bündelung von Kultur und sozialer Arbeit durch und für Vereine der 

Stadt Roßwein. 
 
(2) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 

 
-  Aufbau und Betreiben eines Begegnungszentrums in Roßwein, 
-  Durchführung von niedrigschwelligen Veranstaltungen (kulturell, informativ oder grup-
 penbezogen), 
-  Bereitstellung/Organisation von Beratungsangeboten ggf. durch Dritte, 
-  Gemeinwesenarbeit. 

 
(3) Zur Verwirklichung des Vereinszwecks kann der Verein Zweckbetriebe und wirtschaft-
 liche Geschäftsbetriebe unterhalten und Hilfspersonen heranziehen. 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 
 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke i.S.d. Ab-
schnitts "Steuerbegünstige Zwecke" der Abgabenordnung. 

 
(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 



 

 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins nur aus dem Grund ih-
rer Mitgliedschaft heraus. 

 
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
(5) Der Verein kann Mitglied in Vereinen oder Verbänden werden, welche die Ziele des Ver-

eins fördern können. 
 
§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden.  
 
(2) Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. Der Vorstand 

entscheidet über den Aufnahmeantrag. Will er dem Antrag nicht stattgeben, entscheidet 
hierüber die nächste ordentliche Mitgliederversammlung. 

 
(3) Jugendliche unter 18 Jahre bedürfen der Erlaubnis eines gesetzlichen Vertreters. 
 
(4) Vereinsmitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres haben das aktive Wahlrecht. 
 
(5) Der Verein besteht aus aktiven Mitgliedern und Fördermitgliedern. Aktives Mitglied kann 

jede natürliche oder juristische Person, jede Gruppe und Institution warden, die sich 
zwar nicht aktiv betätigen, jedoch die Ziele und den Zweck des Vereins fördern und un-
terstützen möchte. Fördermitglieder besitzen das Rede- und Antragsrecht auf Versamm-
lungen, jedoch kein Stimm- und Wahlrecht.  

 
§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss. 
 
(2) Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der Austritt kann nur mit 

einer Frist von zwei Monaten zum Ende des Geschäftsjahres erklärt werden. 
 
(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein ausge-

schlossen werden, wenn es 
(a) schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender Weise 

geschädigt oder die ihm nach der Satzung obliegenden Pflichten wiederholt verletzt 
hat oder 

(b) mehr als drei Monate mit der Zahlung seiner Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist und 
trotz schriftlicher Mahnung unter Androhung des Ausschlusses die rückständigen 
Beiträge nicht eingezahlt hat.  



 

 

(4) Vor der Entscheidung über den Ausschluss hat der Vorstand dem Mitglied Gelegenheit 
zu geben sich mündlich oder schriftlich zu äußern. Hierzu ist das Mitglied unter Einhal-
tung einer Mindestfrist von zehn Tagen schriftlich aufzufordern. Die Entscheidung über 
den Ausschluss ist schriftlich zu begründen und dem betroffenen mittels eingeschriebe-
nen Briefes bekannt zu geben. Gegen den Ausschlussbeschluss steht dem Betroffenen 
ein Beschwerderecht an die Mitgliederversammlung zu. 

 
§ 6  Rechte und Pflichten der Mitglieder  
 
(1) Jedes Mitglied hat das Recht, im Begegnungszentrum Roßwein e.V. aktiv mitzuwirken 

und an gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. Jedes Mitglied hat gleiches Stimm- 
und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung.  

 
(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Begegnungszentrum Roßwein e.V. zu 

fördern, insbesondere regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in 
seinen Kräften steht, die Veranstaltungen durch seine Mitarbeit zu unterstützen.  

 
§ 7  Mitgliedsbeiträge  
 
(1) Jedes Mitglied hat einen Mitgliedsbeitrag zu entrichten.  
 
(2) Die Höhe und Zahlungsweise der Mitgliedsbeiträge werden von der Mitgliederversamm-

lung festgelegt. Über Beitragsermäßigungen aus sozialen Gründen entscheidet der Vor-
stand.   
 

§ 8 Organe des Vereins 
 
Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 
§ 9 Der Vorstand 
 
(1) Der Vorstand i.S.d. §26 BGB besteht aus 

a) dem 1. Vorsitzenden 
b) dem 2. Vorsitzenden 
c) dem Schatzmeister 
e) bis zu 4 Beisitzer. 

 
(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den 1. und 2. Vorsitzenden ge-

meinschaftlich vertreten. 
 
(3) Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. 
 
(4) Bei Bedarf kann der Vorstand zur Leitung von Vereinsgeschäften einen Geschäftsführer 

einsetzen, welcher jedoch nicht Mitglied des Vorstandes ist. Alle Vollmachten des Ge-
schäftsführers sind separat durch den Vorstand abzustimmen und schriftlich festzuhal-
ten. 



 

 

 
§ 10 Amtsdauer des Vorstands 
 
(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren, vom 

Tage der Wahl an gerechnet, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes 
im Amt. 

 
(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so wählt der Vor-

stand ein Ersatzmitglied (aus den Reihen der Vereinsmitglieder) für die restliche Amts-
dauer des Ausgeschiedenen. 

 
§ 11 Beschlussfassung des Vorstands  

 
(1) Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden, bei 

dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter, einberufen. Eine Einberufungsfrist von 
einer Woche soll eingehalten werden. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 
die Hälfte der Vorstandsmitglieder, darunter der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende, 
anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei 
dessen Verhinderung die seines Stellvertreters. 

 
(2) Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu protokollieren. Das Protokoll ist vom Protokollfüh-

rer sowie vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter oder ei-
nem anderen Mitglied des Vorstandes zu unterschreiben. 

 
(3) Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege oder fernmündlich gefasst werden, 

wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung er-
klären. 

 
§ 12 Die Mitgliederversammlung 
 
(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes anwesende Mitglied eine Stimme.  
 
(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel aller Vereins-

mitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb 
von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung 
einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienen Mitglieder beschluss-
fähig. Hieraus ist in der Einladung hinzuweisen.  

 
(3) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 
a) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes; Entlastung des Vorstandes. 
b)  Festsetzung der Höhe des Mitgliedsbeitrages. 
c)  Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes. 
d)  Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins. 
 
§ 13 Die Einberufung der Mitgliederversammlung 



 

 

 
(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im letzten Quartal, soll die ordentliche Mitglieder-

versammlung stattfinden.  
 
(2) Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen durch schriftliche 

Benachrichtigung per Brief/Fax oder E-Mail unter Angabe der Tagesordnung einberufen. 
Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden Werktages. Das 
Einladungsschreiben gilt als dem Mitglied zugegangen, wenn es an die letzte vom Mit-
glied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung 
setzt der Vorstand fest. 

 
§ 14 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 
(1) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. 

Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet.  
 
(2) Der Versammlungsleiter bestimmt einen Protokollführer. 
 
(3) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss 

schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der Abstimmung anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

 
(4) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zu-

lassen. Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens beschließt die 
Mitgliederversammlung. 

 
(5) Die Mitgliederversammlung fasst alle Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebe-

nen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer Betracht.  
 
(6) Zur Änderung der Satzung (einschließlich des Vereinszweckes) ist jedoch eine Mehrheit 

von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine sol-
che von vier Fünftel erforderlich. 

 
(7) Für die Wahlen gilt Folgendes: 

 
Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, welche die beiden höchs-
ten Stimmzahlen erreicht haben.  

 
(8) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 

jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll fol-
gende Feststellungen enthalten:  
 
- Ort und Zeit der Versammlung, 
- die Person des Versammlungsleiters und des Protokollführers, 
- die Zahl der erschienenen Mitglieder, 
- die Tagesordnung, 



 

 

- die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. 
 
(9) Bei Satzungsänderungen ist die zu ändernde Bestimmung anzugeben. 
 
§ 15 Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung  
 
(1) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der  

Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegen-
heiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. 

 
(2) Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tagesordnung 

entsprechend zu ergänzen. 
 
(3) Über die Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversamm-

lung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. 
 
(4) Zur Annahme des Antrages ist eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen 

Stimmen erforderlich. 
 
(5) Satzungsänderungen, die Auflösung des Vereins sowie die Wahl und Abberufung von 

Vorstandsmitgliedern können nur beschlossen werden, wenn die Anträge den Mitglie-
dern mit der Tagesordnung angekündigt worden sind. 

 
§ 16 Außerordentliche Mitgliederversammlungen 
 
(1) Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen.  
 
(2) Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn 

die Einberufung von einem Zehntel aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. 

 
(3) Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die §§ 12, 13, 14 und 15 ent-

sprechend. 
 
§ 17  Finanzen 
 
(1) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

(2) Der Vorstand hat eine Jahresabrechnung für das vorangegangene Geschäftsjahr zu er-
stellen. Diese ist durch den von der Mitgliederversammlung gewählten Rechnungsprüfer 
zu prüfen, der über das Ergebnis seiner Prüfung der ordentlichen Mitgliederversamm-
lung zu berichten hat. Für die Amtszeit des Rechnungsprüfenden gilt § 10 Abs. 1 entspre-
chend. 

 
§ 16 Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 
 



 

 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der im § 14 Abs. 
6 festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. 

 
(2) Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 1. Vorsitzende 

und der 2. Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren.  
 
(3) Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus ei-

nem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 
 
(4) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 

fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Roßwein, welche es für Zwecke einzusetzen 
hat, die denen des Begegnungszentrum Roßwein e.V. entsprechen. 

 
Die vorstehende Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom 02.07.2022 verabschiedet. 
 
 
Roßwein, den 02.07.2022 
 


